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1.	Einleitung

Der technische Fortschritt in der Automobilbranche er-
fasst auch das Abspeichern einer Vielzahl an Daten, die im 
Zusammenhang mit Crash-Events stehen (Unfalldaten). 
Speichern Fahrzeuge bereits aktuell und abhängig von 
Hersteller und Zulassungsjahr verschiedenartige Daten zu 
Geschwindigkeit, Position, Aktivierung von Antiblockier-
system (ABS) und elektronischem Stabilitätsprogramm 
(ESP), insbesondere aber solche Daten, die bei einem 
Event von besonderem Interesse sind, so scheint ihre 
Verwertbarkeit in einem nachfolgenden Verkehrsunfall-
prozess vor (österreichischen)1 Zivilgerichten keineswegs 
eine ausgemachte Sache zu sein. Dabei wäre gerade in 
solchen Prozessen (man denke etwa an die notorische 
Unzuverlässigkeit von Zeugen- und Parteiaussagen über 
den Unfallhergang) die Verwertung für die Ermittlung des 
wahren Sachverhalts von durchaus unschätzbarem Wert.2 
Mittlerweile lassen sich schon (insbesondere deutsche) 
Entscheidungen finden, in denen sich die Gerichte die 
gespeicherten Daten zur Sachaufklärung zunutze machen 
konnten. Beispielsweise konnte in einer Entscheidung so 
die Manipulation eines Verkehrsunfalls aufgeklärt werden.3

Zwar sieht die Verordnung (EU) 2019/21444 vor, dass Fahr-
zeuge nunmehr einen Event Data Recorder (um eine „er­
eignisbezogene Datenaufzeichnung“ zu gewährleisten) 
aufweisen müssen.5 Allerdings ergibt sich bereits aus der 
Verordnung selbst, dass die Daten nicht nur anonymisiert 
und in einem geschlossenen System (sowie beschränkt auf 
einen sehr kurzen Zeitraum rund um den Event), sondern 
letztlich nur zu statistischen Zwecken gespeichert werden 
sollen.6 Es scheint deren zivilprozessuale Beschaffung und 
Auswertung damit alles andere als sicher.7 Genau dieser 
Frage soll auf den nachfolgenden Seiten im Grundsätz-
lichen nachgegangen und es sollen Antworten skizziert 
werden. Im Mittelpunkt stehen dabei die Einordnung der 
Unfalldaten als Beweismittel, daran anschließende Vorlage-
pflichten, die die Hersteller (sind die Daten doch meist bei 
nur bei ihnen abgespeichert und ihnen zugänglich) treffen, 
sowie mögliche materiell-rechtliche Herausgabe-, Aus-
kunfts- oder Vorlageansprüche nach Datenschutzrecht und 
Art XLIII EGZPO, der sogenannten Editionsklage.

2.	Unfalldaten: (Potenziell) wertvolle Bausteine  
zur Ermittlung des wahren Unfallhergangs?

Von besonderer Bedeutung sind hier als Unfalldaten also 
Speicherergebnisse aus einem Event Data Recorder, mit-
unter auch „Unfalldatenspeicher“ bzw „Unfalldatenschrei­
ber“ genannt,8 eventuell auch von eCall9 und ähnlichem 
Datenmaterial. Event Data Recorder speichern streng ge-
nommen keine eigenen Daten, sondern führen jene ande-
rer Systeme zusammen und machen sie leichter zugäng-
lich.10 Diese zusammengeführten Daten beziehen sich 
auf Geschwindigkeit (Verzögerung und Beschleunigung, 
Längs-, Quer- und Gierbeschleunigung), auf die Aktivität 
des Airbags, das Bremsverhalten, den Gurtstraffer, GPS-
Daten, Zündung, Beleuchtung, Motordaten oder auch Da-
ten aus ABS und ESP.11

Es kann sein, dass diese Daten zwar lokal gespeichert, 
aber derart verschlüsselt werden, dass sie nur dem Her-
steller oder Zulieferer zugänglich sind (und insofern ge-
heime Daten12 sind).13 Darunter fallen regelmäßig Daten, 
die in der Bordelektronik gespeichert werden (wie insbe-
sondere Geschwindigkeit, Lenkwinkel, Bremsverhalten 
vor einem Crash-Event).14 Dabei werden gerade solche 
Daten in der Regel für die präzise Unfallaufklärung äußerst 
relevant sein. Hersteller zeichnen ferner aus Eigeninteresse 
eine große Menge an Daten auf, um gegebenenfalls für 
Produkthaftungsprozesse über Beweismittel zu verfügen.15 
Das Gegenstück zu diesen geheimen Daten sind (bis zu 
einem gewissen Grad) frei zugängliche Unfalldaten: In 
diesem Fall bedarf es, um die Daten auszulesen, eines 
im Fachhandel erhältlichen Auslesegeräts; hier wäre bei-
spielsweise das Crash Data Retrieval Kit zu nennen.16 Pro-
zessual vorteilhaft ist daran zumindest, dass eine Involvie-
rung des Herstellers nicht notwendig ist.

3.	Wege zur prozessualen Verwertung der Unfalldaten

3.1.	 Vorbemerkung

Hier ist freilich stets daran zu erinnern, dass die Beschaffung 
und die Verwertung auf rein prozessrechtlichem Weg von 
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der jeweiligen Konstellation abhängen. Wie unter Punkt 2. 
erwähnt, ist der noch am einfachsten zu handhabende Fall 
jener, bei dem ein beteiligtes Fahrzeug über frei zugängli-
che Daten verfügt; hier trifft die Parteien (aber auch Dritte) 
eine weiche, das heißt nicht unmittelbar zwangsbewehrte 
Mitwirkungspflicht nach § 359 ZPO.17 Der wohl häufigste 
und juristisch spannendste Fall ist aber jener, in dem ein 
beteiligtes Fahrzeug zwar Daten speichert, auf diese aber 
nur Personen in der Herstellersphäre (Mitarbeiter oder be-
stimmte Werkstätten) zugreifen können. Die Mitwirkungs-
pflicht Dritter (sei es als Halter beim Auslesen freier Daten 
oder als Fahrzeughersteller bei geheimen Daten) hängt pri-
mär von der Einordnung der Fahrzeugdaten als Beweismit-
tel ab, weil – gerade gegenüber Dritten – nur bei Urkunden 
oder Auskunftssachen (§ 318 ZPO) eine zwangsbewehrte 
Vorlagepflicht (§ 308 ZPO) besteht.

3.2.	 Unfalldaten als Augenscheinsgegenstand

Zu klären ist also die Qualifikation der Unfalldaten als Be-
weismittel, wobei insbesondere der Urkundenbeweis, die 
im Wesentlichen diesen gleichgestellten Auskunftssachen 
sowie der Augenscheinsbeweis in Betracht kommen. 
Folgt man der strengen Theorie, wonach Urkunden und 
Auskunftssachen stets auf menschliche Gedanken zu-
rückzugehen haben,18 so ist eine Einordnung von auto-
matisch angefertigten Unfalldaten als Urkunde oder Aus-
kunftssache ausgeschlossen. Keinen Unterschied macht 
es dabei, ob die relevanten Daten schon ausgelesen und 
in einem elektronischen oder physischen Dokument ge-
druckt oder gespeichert wurden.19 Unfalldaten selbst sind 
damit Augenscheinsgegenstände (§§ 369 ff ZPO).

3.3.	 Mitwirkungspflichten Dritter beim Augenscheins-
beweis

Die Einordnung als Augenscheinsgegenstände erschwert 
die prozessuale Beschaffung der Unfalldaten von drit-
ter Seite (und damit vom Hersteller): Während etwa für 
Auskunftssachen das Mitwirkungs- und Vorlageregime 
des Urkundenbeweises gilt (§ 318 Abs 2 ZPO verweist auf 
§§ 308 und 309 ZPO: zwangsweise Durchsetzung), fehlt 
ein solcher Verweis beim Augenscheinsbeweis (§  369 
ZPO). Die Mitwirkung (etwa Betreten eines Grundstückes 
Dritter, Herausgabe von Augenscheinsgegenständen [wie 
Videoaufnahmen]) des Dritten ist hier – vordergründig 
aus grundrechtlichen Bedenken – bewusst nicht vorge-
sehen.20 Diese Ungleichbehandlung von Urkunden bzw 
Auskunftssachen21 einerseits und Augenscheinsgegen-
ständen andererseits kann im österreichischen Zivilpro-
zessrecht auch nicht über einen Vorlageantrag, die mate-
rielle Prozessleitung und die richterlichen Kompetenzen in 
der Sachaufklärung und Beweismittelaufnahme kompen-
siert werden. Zwar kann das Gericht nach § 183 Abs 1 Z 4 
ZPO auch von Amts wegen die Durchführung insbeson-
dere auch des Augenscheins anordnen. Allerdings kann 
auch dabei kein zwangsbewehrter Vorlagebeschluss an 
den Dritten ergehen.22 Hier unterscheidet sich die öster-
reichische erheblich von der deutschen Rechtslage: In der 

zu den Unfalldaten einschlägigen Literatur wird der Weg 
zur Vorlage der Daten durch den Hersteller über einen Vor-
lageantrag nach § 142 oder § 144 deutsche ZPO gewie-
sen.23 Die Daten unterliegen nach deutschem Recht als 
elektronisches Dokument (§ 371 Abs 1 Satz 2 deutsche 
ZPO) demselben Regime wie der Augenscheinsbeweis 
(§§ 371 ff deutsche ZPO). Nach § 144 deutsche ZPO kann 
der Beweisführer einen Fristsetzungsantrag stellen, nach 
dem das Gericht dem Dritten eine Frist zur Vorlage setzen 
soll. Da nach § 371 Abs 2 Satz 2 deutsche ZPO §§ 422 bis 
432 leg cit sinngemäß anwendbar sind, trifft Dritte analog 
den Bestimmungen über den Zeugenbeweis eine sankti-
onsbewehrte Mitwirkungspflicht.24

Mangels verfügbarer prozessualer Maßnahmen, den Her-
steller zur Vorlage der Daten zu bewegen, sind mögliche 
materiell-rechtliche Alternativen zu prüfen.25

3.4.	 Auslesen freier Daten durch den Sachverständigen 
(und Anwendung des § 359 ZPO)

Erfolgreicher wird die Beschaffung und Verwertung dort 
sein, wo es um frei zugängliche Daten geht.26 Die prozes-
suale Beschaffung richtet sich dann primär nach der Rolle 
des Fahrzeughalters, dessen Kooperation für das Ausle-
sen durch den Sachverständigen notwendig ist: Ist der 
Halter Prozesspartei (etwa weil er selbst Unfallbeteiligter 
ist oder weil sich die Klage [auch] auf das EKHG stützt), so 
ist die Verwertung der (unter sachverständiger Mitwirkung) 
auslesbaren Daten prinzipiell unproblematisch,27 wenn 
auch praktisch nicht jedenfalls gesichert: Benötigt der 
Sachverständige die Mitwirkung der Parteien beim Ausle-
sen der Fahrzeugdaten (zB Zugang zum Fahrzeug, um mit 
einem frei erhältlichen Retrieval Kit Daten auszulesen), so 
kommt § 359 ZPO zur Anwendung. Zwar soll der Sach-
verständige dem Gericht nach § 359 Abs 2 ZPO mitteilen, 
falls er der Mitwirkung dritter Personen bedarf. Einen Be-
schluss, der diese – genau aufzuschlüsselnde – Mitwir-
kung beschlussmäßig auftragen würde, kann jedoch dem 
Wortlaut entsprechend nur Parteien gegenüber ergehen.28 
Ist der Halter jedoch nicht Partei, sondern Dritter, so kann 
er allenfalls informell zur Mitwirkung gebeten werden.29

4.	Materiell-rechtliche Alternativen: Klage  
auf Auskunft bzw Herausgabe der Daten  
gegen den Hersteller

4.1.	 Vorbemerkung

Mag zwar der Dritte prozessual nicht zur Vorlage der Da-
ten verhalten werden können,30 so wäre doch – wiewohl 
die Umständlichkeit dieses Weges nicht zu leugnen ist31 – 
auch an eine separate Klagsführung zu denken, die auf 
die Vorlage (Herausgabe) dieser gerichtet ist. Notwendig 
dafür ist eine materiell-rechtliche Anspruchsgrundlage, 
die vordergründig aus Art XLIII EGZPO (Vorlageanspruch 
bestimmter gemeinschaftlicher Beweismittel) sowie dem 
datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch nach Art 15 
DSGVO32 abgeleitet werden kann.
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4.2.	 Editionsklage nach Art XLIII EGZPO

Nach § 304 Abs 1 Z 3 iVm § 369 ZPO iVm Art XLIII 
EGZPO kann auch abseits eines anhängigen Prozesses 
auf die Herausgabe von gemeinschaftlichen Urkunden 
geklagt werden.33 Das Tatbestandsmerkmal der Urkunde 
wird nach wohl herrschender Auffassung auch auf Au-
genscheinsgegenstände erweitert.34 Die Voraussetzung 
der Gemeinschaftlichkeit richtet sich nach § 304 Abs 1 
Z 3 ZPO: Nach einer jüngeren Ansicht ist dafür entschei-
dend, ob der Augenscheinsgegenstand im Bewusstsein 
angefertigt wird, dass „mit der Möglichkeit [gerechnet 
werden muss], dass der Augenscheinsgegenstand als 
Beweismittel verwertet werden könnte“.35 Ob mit Blick 
auf das Verhältnis zwischen einem Halter und dem Her-
steller von der Gemeinschaftlichkeit der Unfalldaten aus-
zugehen ist, wird jedenfalls von der Art des Datums ab-
hängen und ist meines Erachtens im Einzelfall keinesfalls 
von vornherein auszuschließen. Gerade die erwähnte 
weite Formel spricht aber im Zweifel eher dafür, dies zu 
bejahen.

4.3.	 Auskunftsanspruch nach Art 15 DSGVO

Ferner ist ein Auskunftsanspruch des Halters nach Da-
tenschutzrecht (Art 15 Abs 3 DSGVO) gegenüber dem 
speichernden (die Daten verarbeitenden) Hersteller zu 
prüfen.36 In der Regel wird zunächst nicht davon auszu-
gehen sein, dass es sich bei den Unfalldaten um per-
sonenbezogene Daten handelt, was jedoch naheliegen-
derweise Vorfrage für Ansprüche aus der DSGVO wäre. 
Dies ist aber auch hier nicht von vornherein ausgeschlos-
sen. Unfalldaten werden nämlich dort personenbezogen 
sein, wo klar ist, dass es um die Aufklärung eines konkre-
ten Unfallgeschehens zwischen bekannten Personen, 
nämlich den Unfallgegnern, geht, sodass die Daten das 
Verhalten dieser Personen und/oder ihren Aufenthalt an 
einem bestimmten Ort betreffen.37 Sind die Unfalldaten 
als personenbezogen zu qualifizieren, so kann der Hal-
ter seinen Auskunftsanspruch gegen den Hersteller ent-
weder bei der Datenschutzbehörde (Beschwerde nach 
§ 24 DSG) oder vor den ordentlichen Gerichten (Art 78 
DSGVO) durchsetzen.38

4.4.	 Zusammenspiel der eigenständigen Editions- 
bzw Auskunftsklage mit dem Verkehrsunfall
prozess

4.4.1.	 Allgemeines

Selbst wenn man materiell-rechtliche Ansprüche gegen 
den Hersteller bejaht, muss man im Falle ihrer Durch-
setzung im ordentlichen Rechtsweg (bzw vor der Daten-
schutzbehörde) beachten, dass damit potenziell zwei pa-
rallele Verfahren geführt werden (Unfallprozess einerseits, 
Vorlage- bzw Auskunftsverfahren andererseits). Ihr Zu-
sammenspiel bedarf daher weiterer Aufmerksamkeit, um 
dem Anspruchsberechtigten für die Verwertung der Daten 
im Unfallprozess nicht Steine statt Brot zu geben.

4.4.2.	 „Warten“ im Unfallprozess auf den Abschluss 
des Auskunfts- bzw Vorlageverfahrens

Prozessstrategisch dürfte sich – nach Möglichkeit – eine 
eigenständige Klage (Beschwerde) gegen den Hersteller 
bereits vor der Einleitung des Verkehrsunfallprozesses 
empfehlen.39 Ist der Unfallprozess bereits anhängig, so ist 
eine unmittelbare Anwendung von § 309 ZPO (der vor 
allem vorsieht, dass der Unfallprozess bis zum Abschluss 
des Auskunfts- bzw Vorlageverfahrens nicht abgeschlos-
sen werden soll, um die anschließende Verwertung – hier – 
der Daten sicherzustellen) wohl ausgeschlossen. Denn 
diese Norm setzt streng genommen voraus, dass etwa ein 
Vorlagebeschluss deshalb nicht ergehen kann, weil er von 
strittigen Tatsachen abhängt oder die Bescheinigung einer 
Vorlagepflicht dem Beweisführer nicht gelingt.40 Diese – 
zwangsbewehrte – Vorlageanordnung gibt es aber – wie 
unter Punkt 3.3. erwähnt – bei Augenscheinsgegenstän-
den gerade nicht.41

Zwei Punkte sprechen aber wohl für eine zumindest ana-
loge Anwendung: Erstens ist zu beachten, dass der Be-
klagte (der selbst über Auskunfts- bzw Vorlageansprüche 
gegen seinen Hersteller verfügt) nicht über den Zeitpunkt 
entscheidet, zu dem der Kläger gegen ihn Klage erhebt. 
Zumindest hier könnte man andenken, ihm für seine Klage 
eine Frist im Sinne des § 309 ZPO einzuräumen und wäh-
renddessen den Primärprozess nach dieser Bestimmung 
fortzusetzen, das heißt, gegebenenfalls zu unterbrechen.42 
Im Sinne der Waffengleichheit wäre wohl eine Vorgehens-
weise nach § 309 ZPO (analog) auch unabhängig von der 
Person des Ansprechenden (Kläger oder Beklagter) zu be-
fürworten. Zweitens wird § 309 ZPO wohl ohnehin weit 
verstanden: Die Bestimmung verweise einerseits auf das 
materielle Recht, das einen tauglichen Vorlage- bzw He-
rausgabeanspruch tragen muss. Die Norm regle nur den 
prozessualen Umgang für den Fall, dass – wohl unab-
hängig von § 309 Abs 1 ZPO, der gerade vorauszusetzen 
scheint, dass ein prozessualer Vorlageauftrag an den Drit-
ten aus ganz bestimmten Gründen nicht ergehen kann – 
eine eigenständige Klage zur Vorlage bzw Auskunft gegen 
einen Dritten angestrengt wird.43 Mit einem derart weiten 
Verständnis können meines Erachtens sowohl die Editi-
onsklage als auch der datenschutzrechtliche Auskunfts-
anspruch erfasst werden und mit dem Prozessabschluss 
erster Instanz bis zum Verfahrensabschluss über das Aus-
kunfts- bzw Vorlageverfahren hintangehalten werden.

4.4.3.	 Andere Herausforderungen beim Zusammen-
spiel beider Verfahren

Schwieriger gestaltet sich die Konstellation, in welcher 
einer der Parteien gegen den Hersteller selbst kein An-
spruch auf Auskunft zusteht, das heißt weder nach XLIII 
EGZPO noch nach Datenschutzrecht. Das ist vor allem 
dort denkbar, wo der Versicherer als Partei auftritt.44 Frei-
lich gibt es Fälle, in denen der Versicherer in Absprache 
mit dem Halter ein Gerät, das unfallrelevante Daten auf-
zeichnet, einbauen lässt.45 Er könnte – je nach Ausgestal-
tung und Zugriffsbefugnis – damit in die Position rücken, 
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die Daten selbst auszulesen. In allen anderen Fällen wäre 
der Versicherer aber auf die Mitwirkung des Versiche-
rungsnehmers angewiesen:46 Um an die beim Hersteller 
gespeicherten Unfalldaten zu gelangen, müsste der Ver-
sicherungsnehmer (der gegebenenfalls gar nicht selbst 
Partei im Unfallprozess ist) Klage gegen den Hersteller 
erheben, um an die Daten zu gelangen. Ist dies erfolg-
reich, kann er die Daten seinem Versicherer zur Verfügung 
stellen, der sie schließlich in den Verkehrsunfallprozess 
einführt. Ob allerdings auch dieser Fall (analog) von § 309 
ZPO erfasst werden kann und sollte, ist mehr als fraglich. 
Diese Kette an notwendigen Schritten ist daher nicht nur 
umständlich und teuer, sondern möglicherweise prozes-
sual auch wertlos, weil ohne Warten nach § 309 ZPO der 
Hauptprozess (erstinstanzlich) mittlerweile beendet sein 
kann. Gegebenenfalls wird eine Durchsetzung bereits Teil 
der Prozessvorbereitung sein, sofern das möglich ist.

Ebenso fraglich ist die Beurteilung jener Konstellation, in 
der lediglich eine der Parteien (Beispiel: Fahrzeug des 
Klägers verfügt über keine für das Aufzeichnen notwendi-
ge Technologie, wohl aber jenes des Beklagten, der den 
Hersteller mit Editionsklage oder DSGVO-Auskunftsan-
spruch angehen könnte) über einen Auskunftsanspruch 
gegen den Hersteller an Unfalldaten zumindest gelangen 
könnte (machte sie diesen auch – notfalls gerichtlich – gel-
tend). Müsste diese Partei aus dem Gedanken der pro-
zessualen Mitwirkungspflicht seinen Auskunftsanspruch 
ausüben, um sich nicht der negativen Verhandlungswür-
digung (§ 272 ZPO) auszusetzen? In der Regel wird man 
das wohl verneinen müssen, weil eine Partei prozessual 
nur insofern zur Mitwirkung verpflichtet ist, als sie selbst 
mit eigenen Unterlagen, eigener Wahrnehmung und der-
gleichen (ohne Dazwischentreten eines Dritten) einen 
Beitrag zur Sachaufklärung (zB durch Urkundenvorlage) 
beitragen kann; da sie, um dazu in der Lage zu sein, erst 
gegenüber einem Dritten tätig werden müsste, ist das 
meines Erachtens zu verneinen: Zu § 184 ZPO (aber auch 
zu verwandten Mitwirkungspflichten sowie zur Ableitung 
materiell-rechtlicher Auskunftsansprüche) wird auch die 
Zumutbarkeit als Maßstab für die Reichweite der Sachauf-
klärungspflicht angenommen;47 das wäre unter Umstän-
den ein weiteres Argument gegen eine prozessuale Pflicht 
oder Obliegenheit, vom eigenen Auskunftsanspruch auch 
tatsächlich Gebrauch machen zu müssen.

5.	Zusammenfassung und Ausblick

In der Praxis speichern vor allem Automobilhersteller eine 
Vielzahl an Daten ab, die (auch) für die Unfallrekonstruk-
tion höchst wertvoll sein können. Während auf manche 
Daten auch ohne Mitwirkung des Herstellers – zumindest 
unter sachverständiger Verwendung spezieller Auslesege-
räte – zugegriffen werden kann, besteht diese Möglichkeit 
für viele Daten nicht. Der Hersteller, der in einem anschlie-
ßenden Verkehrsunfallprozess (zwischen den Unfallbetei-
ligten bzw ihren Haftpflichtversicherern) Dritter ist, ist nach 
Prozessrecht nicht zur Herausgabe der in seiner Sphäre 

gespeicherten Daten verpflichtet. Soll das Auslesen im 
Prozess durch einen Sachverständigen erfolgen, so soll 
der Dritte zwar an der Befunderstellung mitwirken, soweit 
dies notwendig ist (§ 359 Abs 2 ZPO). (Zwangsweise) 
durchsetzbar ist diese Mitwirkung aber keinesfalls. Das-
selbe gilt für die Herausgabe von Augenscheinsgegen-
ständen, als welche die Unfalldaten selbst einzuordnen 
sind (kein Verweis auf §§ 308 und 309 ZPO in § 369 ZPO).

Ist eine der Prozessparteien Betroffener im Sinne des Da-
tenschutzrechts, so steht ihr nach Art 15 Abs 3 DSGVO 
das Recht auf Mitteilung bzw Auskunft der erhobenen 
Daten zu, sofern man die Daten (im Einzelfall) als perso-
nenbezogen klassifizieren kann. Zusätzlich steht ein ver-
gleichbarer Auskunftsanspruch qua Art XLIII EGZPO zur 
Verfügung, sofern man im Einzelfall die Gemeinschaftlich-
keit nach § 304 Abs 1 Z 3 ZPO bejahen kann. Muss in 
einem bereits anhängigen Prozess eine der Parteien gegen 
den Dritten (Hersteller) eine Klage nach der DSGVO oder 
nach Art XLIII EGZPO erheben, um an die Unfalldaten zu 
gelangen, so wäre an eine analoge Anwendung von § 309 
ZPO (Abwarten dieses Prozesses, solange der Auskunfts-
prozess nicht rechtskräftig abgeschlossen ist, Einräumen 
einer Frist für die Klagsführung) zu denken.

Anmerkungen:
1	 Prämisse der nachfolgenden Ausführungen ist daher, dass ein 
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